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 III 

Vorwort 

Die Mediation spielt in Deutschland in Bereichen, in denen die Möglichkeit besteht, 

einen Konflikt in einem Rechtsstreit auszutragen, noch immer eine nur sehr unterge-

ordnete Rolle. Dabei spricht viel dafür, dass sich dieser Zustand in absehbarer Zeit und 

ohne wirksame „Geburtshilfe“ des Gesetzgebers nicht ändern wird. Kann ein Mediati-

onsversuch, der einem Rechtsstreit zwingend voranzugehen hat eine Maßnahme sein, 

diesen Zustand zu ändern? 

Mit der vorliegenden Untersuchung, die im September 2012 abgeschlossen wurde, soll 

dieser Frage nachgegangen werden. 

Über Feedback an: fa1@appelt-glitz.de würde ich mich freuen. 
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Erster Teil: 

Einleitung, Aufbau und Zielsetzung der Arbeit 

1. Kapitel: Einleitung 

Der Titel dieser Arbeit klingt nach Zwang. Wer ein gerichtliches Verfahren 

in Zivilsachen also ein Verfahren, das nicht öffentlich-rechtlicher oder straf-

rechtlicher Natur ist, anstrengen will, soll nachweisen müssen, dass ein 

außergerichtlicher Mediationsversuch in gleicher Sache gescheitert ist. In 

dieser Weise ist der Titel zu verstehen und auch gemeint. Ist eine solche 

Hürde, die erst genommen sein muss, bevor die Mühlen der Justiz in Gang 

gesetzt werden können, geeignet, um konsensuale Streitbeilegung zu för-

dern und Rechtstreitigkeiten signifikant zu reduzieren? Ist eine solche Re-

gelung mit dem Freiwilligkeitsprinzip der Mediation vereinbar? Darf die Zu-

lässigkeit eines Rechtsstreits an eine solche Voraussetzung gekoppelt 

werden oder bestehen hierfür rechtliche Hindernisse? 

Die aufgeworfenen Fragen umreißen die Thematik, die auf den folgenden 

Seiten näher beleuchtet werden soll. Antworten auf diese Fragen müssen 

sich durchweg an den in Deutschland vorherrschenden Vorstellungen von 

Rechtsstaatlichkeit und Freiheit  messen lassen. Hätte also die Einführung 

einer solchen Zulässigkeitsvoraussetzung eine Reduktion von Freiheit und 

Rechtsstaatlichkeit zur Folge, wäre sie im Ergebnis nicht wünschenswert. 

Allerdings ergibt sich vielleicht im Umkehrschluss: Eine Einführung wäre zu 

begrüßen, wenn sie Verbesserungen mit sich brächte, die Freiheit und 

Rechtsstaatlichkeit fördern. 

Auf den ersten Blick erscheint es widersinnig, mit Zwang Verbesserungen 

für diejenigen verbinden zu wollen, gegen die sich der Zwang richtet. Ein 

zweiter Blick, diesmal unter Berücksichtigung der aktuellen Rechtswirklich-

keit, offenbart jedoch, dass die Alternative ebenfalls von Zwängen begleitet 

ist. Wer verklagt wird, kann dem Verfahren nicht etwa dadurch Einhalt ge-

bieten, dass er ein Mediationsverfahren fordert. Er kann dem Kläger den 

Weg der Mediation vorschlagen. Durchsetzen kann er seinen Wunsch 

nicht. Umgekehrt kann aber auch der Kläger seinen Kontrahenten nicht 

dazu zwingen, sich auf ein Mediationsverfahren einzulassen. Er kann es 

ihm nur anbieten. Wenn der nicht will, ist er gezwungen, den Rechtsweg zu 

beschreiten. 


